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222. Vereinbarung zwischen dem Minister für Verkehr der Republik Italien und dem Bundesminister für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich gemäß Rn. 2010 und
10 602 des ADR über die Beförderung von 1-Chlor-1,2,2,2-Tetrafluorethan (R 124)

223. Vereinbarung zwischen dem Verkehrsminister der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 10 602 des ADR über die Beförderung von staubförmigen oder körnigen Stoffen
in Tanks mit Untenentleerung und nur einem Auslaufstutzen mit Absperreinrichtung

2 2 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend Resolution 748 (1992), verabschiedet auf der
3063. Sitzung des Sicherheitsrats am 31. März 1992

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen hat der Sicherheitsrat folgende
Resolution verabschiedet:

(Übersetzung)

RESOLUTION 748 (1992)

VERABSCHIEDET AUF DER 3063. SIT-
ZUNG DES SICHERHEITSRATS AM

31. MÄRZ 1992
Der Sicherheitsrat,

in Bekräftigung seiner Resolution 731 (1992) vom
21. Januar 1992,

Kenntnis nehmend von den Berichten des
Generalsekretärs, 1)2)

zutiefst besorgt darüber, daß die libysche
Regierung den Ersuchen in seiner Resolution 731
(1992) vom 21. Januar 1992 noch immer nicht voll
und wirksam entsprochen hat,

überzeugt, daß die Unterbindung von Handlun-
gen des internationalen Terrorismus, so auch von
Handlungen, an denen Staaten direkt oder indirekt
beteiligt sind, für die Wahrung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit unabdingbar ist,

daran erinnernd, daß die Ratsmitglieder in der
Erklärung, die am 31. Januar 1992 anläßlich der
Sicherheitsratssitzung auf der Ebene der Staats- und
Regierungschefs herausgegeben wurde, 3) ihre tiefe
Besorgnis über Handlungen des internationalen

1) S/23574.
2) S/23672.
3) S/23500.
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Terrorismus zum Ausdruck gebracht und betont
haben, daß die internationale Gemeinschaft allen
derartigen Handlungen wirkungsvoll entgegentre-
ten müsse,

erneut erklärend, daß jeder Staat gemäß dem
Grundsatz in Artikel 2 Absatz 4 der Satzung der
Vereinten Nationen gehalten ist, davon Abstand zu
nehmen, in einem anderen Staat terroristische
Handlungen zu organisieren, anzustiften, zu
unterstützen oder sich daran zu beteiligen bezie-
hungsweise auf seinem Hoheitsgebiet organisierte
Aktivitäten zu dulden, die auf die Begehung
derartiger Handlungen gerichtet sind, wenn diese
Handlungen mit der Androhung oder Anwendung
von Gewalt verbunden sind,

in diesem Zusammenhang feststellend, daß die
Tatsache, daß die libysche Regierung ihren Verzicht
auf den Terrorismus nicht durch konkrete Maßnah-
men unter Beweis gestellt hat und daß sie
insbesondere den Ersuchen in Resolution 731
(1992) noch immer nicht voll und wirksam
entsprochen hat, eine Bedrohung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit darstellt,

entschlossen, den internationalen Terrorismus zu
beseitigen,

unter Hinweis auf das Recht der Staaten nach
Artikel 50 der Satzung, den Sicherheitsrat zu
konsultieren, wenn sie sich auf Grund der
Durchführung von Vorbeugungs- oder Zwangs-
maßnahmen vor besondere wirtschaftliche Pro-
bleme gestellt sehen,

tätig werdend nach Kapitel VII der Satzung,
1. beschließt, daß die libysche Regierung

nunmehr ohne weiteren Verzug der Ziffer 3
der Resolution 731 (1992) betreffend die
Ersuchen Folge leisten muß, die in den
Dokumenten S/23306, S/23308 und
S/23309 enthalten sind;

2. beschließt außerdem, daß die libysche Regie-
rung sich verpflichten muß, alle Formen von
terroristischen Handlungen und jedwede
Unterstützung von terroristischen Gruppen
endgültig einzustellen, und daß sie umgehend
durch konkrete Maßnahmen ihren Verzicht
auf den Terrorismus unter Beweis stellen
muß;

3. beschließt, daß am 15. April 1992 alle Staaten
die nachstehenden Maßnahmen ergreifen
werden, die so lange Anwendung finden, bis
der Sicherheitsrat beschließt, daß die libysche
Regierung den Ziffern 1 und 2 Folge geleistet
hat;

4. beschließt außerdem, daß alle Staaten
a) einem Luftfahrzeug die Start- oder

Landeerlaubnis in ihrem Hoheitsgebiet
und die Erlaubnis zum Überfliegen ihres
Hoheitsgebiets versagen werden, sofern es
zur Landung im Hoheitsgebiet Libyens
vorgesehen oder dort gestartet ist, es sei
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denn, der betreffende Flug ist von dem
Ausschuß nach Ziffer 9 aus erheblichen
humanitären Beweggründen genehmigt
worden;

b) die Lieferung von Luftfahrzeugen oder
von Luftfahrzeugbauteilen an Libyen, die
Erbringung technischer Betreuungs- und
Wartungsdienste für libysche Luftfahr-
zeuge oder Luftfahrzeugbauteile, die
Bestätigung der Lufttüchtigkeit für liby-
sche Luftfahrzeuge, die Begleichung
neuer Forderungen aus bestehenden Ver-
sicherungsverträgen und neue Direktver-
sicherungen für libysche Luftfahrzeuge
durch ihre Staatsangehörigen oder von
ihrem Hoheitsgebiet aus verbieten wer-
den;

5. beschließt ferner, daß alle Staaten
a) jede Bereitstellung von Waffen und

Wehrmaterial jeder Art, einschließlich des
Verkaufs oder des Transfers von Waffen
und Munition, Militärfahrzeugen und
militärischem Gerät, paramilitärischer Po-
lizeiausrüstung sowie von Ersatzteilen
dafür an Libyen durch ihre Staatsangehö-
rigen oder von ihrem Hoheitsgebiet aus
wie auch die Bereitstellung aller Arten von
Ausrüstung und Versorgungsartikeln so-
wie die Gewährung von Lizenzverträgen
für deren Herstellung oder Wartung
verbieten werden;

b) jede Bereitstellung, durch ihre Staatsange-
hörigen oder von ihrem Hoheitsgebiet
aus, von technischer Beratung, Unterstüt-
zung oder Ausbildung im Zusammenhang
mit der Bereitstellung, Herstellung, War-
tung oder Verwendung der unter Buch-
stabe a) genannten Gegenstände an Li-
byen verbieten werden;

c) alle ihre offiziellen Vertreter oder Beauf-
tragten abziehen werden, die sich zur
Beratung der libyschen Behörden in
militärischen Fragen in Libyen befinden;

6. beschließt, daß alle Staaten
a) das Personal in den libyschen diplomati-

schen Vertretungen und Konsulaten zah-
len- und rangmäßig beträchtlich reduzie-
ren und die Freizügigkeit des verbleiben-
den Personals auf ihrem Hoheitsgebiet
einschränken oder überwachen werden;
was die libyschen Vertretungen bei
internationalen Organisationen betrifft,
kann der Gaststaat, soweit er dies für
erforderlich hält, die jeweilige Organisa-
tion hinsichtlich der zur Durchführung
dieser Bestimmung erforderlichen Maß-
nahmen konsultieren;

b) die Funktion aller Büros der Libyan Arab
Airlines verhindern werden;

c) alle geeigneten Maßnahmen ergreifen
werden, um libyschen Staatsangehörigen,
denen auf Grund ihrer Beteiligung an
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terroristischen Handlungen von anderen
Staaten die Einreise verweigert worden ist
beziehungsweise die von diesen ausgewie-
sen worden sind, die Einreise zu verwei-
gern beziehungsweise sie auszuweisen;

7. fordert alle Staaten, einschließlich der
Nichtmitgliedstaaten der Vereinten Natio-
nen, und alle internationalen Organisationen
auf, streng in Übereinstimmung mit den
Bestimmungen dieser Resolution zu handeln,
ungeachtet etwaiger Rechte oder Pflichten
aus einem vor dem 15. April 1992 geschlosse-
nen internationalen Übereinkommen oder
Vertrag oder einer vor diesem Datum
gewährten Lizenz oder Bewilligung;

8. ersucht alle Staaten, dem Generalsekretär bis
zum 15. Mai 1992 über die Maßnahmen zu
berichten, die sie getroffen haben, um ihren
in den Ziffern 3 bis 7 genannten Verpflich-
tungen nachzukommen;

9. beschließt, gemäß Regel 28 seiner vorläufi-
gen Geschäftsordnung einen aus sämtlichen
Ratsmitgliedern bestehenden Ausschuß des
Sicherheitsrats einzusetzen, mit dem Auftrag,
die nachstehenden Aufgaben wahrzunehmen
und dem Rat Bericht zu erstatten und
Bemerkungen und Empfehlungen dazu vor-
zulegen:

a) Prüfung der gemäß Ziffer 8 vorgelegten
Berichte;

b) Einholung weiterer Informationen von
allen Staaten über die von ihnen ergriffe-
nen Maßnahmen zur wirksamen Durch-
führung der mit den Ziffern 3 bis 7
verhängten Maßnahmen;

c) Behandlung aller ihm von den Staaten zur
Kenntnis gebrachten Informationen über
Verstöße gegen die mit den Ziffern 3 bis 7
verhängten Maßnahmen und in diesem
Zusammenhang Abgabe von Empfehlun-
gen an den Rat über Möglichkeiten zur
Erhöhung ihrer Wirksamkeit;

d) Empfehlung geeigneter Maßnahmen im
Falle von Verstößen gegen die mit den
Ziffern 3 bis 7 verhängten Maßnahmen
und regelmäßige Unterrichtung des Ge-
neralsekretärs, zwecks allgemeiner Ver-
teilung der Informationen an die Mit-
gliedstaaten;

e) prompte Behandlung und Bescheidung
jedes Antrags von Staaten auf Genehmi-
gung von Flügen aus erheblichen humani-
tären Beweggründen nach Ziffer 4;

f) Zuwendung besonderer Aufmerksamkeit
im Falle etwaiger Mitteilungen nach
Artikel 50 der Satzung von Nachbarstaa-
ten oder anderen Staaten mit besonderen
wirtschaftlichen Problemen infolge der
Durchführung der mit den Ziffern 3 bis 7
verhängten Maßnahmen;
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10. fordert alle Staaten auf, mit dem Ausschuß
bei der Erfüllung seines Auftrags voll
zusammenzuarbeiten, indem sie insbesondere
auch diejenigen Informationen erteilen, die
der Ausschuß auf der Grundlage dieser
Resolution anfordert;

11. ersucht den Generalsekretär, dem Ausschuß
jede erforderliche Unterstützung zu gewäh-
ren und im Sekretariat die dafür erforderli-
chen Vorkehrungen zu treffen;

12. bittet den Generalsekretär, seine Rolle nach
Ziffer 4 der Resolution 731 (1992) weiterhin
wahrzunehmen;

13. beschließt, daß der Sicherheitsrat die mit den
Ziffern 3 bis 7 verhängten Maßnahmen alle
120 Tage oder früher, falls es die Situation
erfordert, im Lichte der Befolgung der
Ziffern 1 und 2 durch die libysche Regierung
überprüfen und dabei gegebenenfalls alle
Berichte berücksichtigen wird, die der
Generalsekretär bei der Wahrnehmung sei-
ner Rolle nach Ziffer 4 der Resolution 731
(1992) erstellt;

14. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Vranitzky

222.
(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DEM MINISTER FÜR VER-
KEHR DER REPUBLIK ITALIEN UND
DEM BUNDESMINISTER FÜR ÖFFENT-
LICHE WIRTSCHAFT UND VERKEHR
DER REPUBLIK ÖSTERREICH GEMÄSS
RN. 2010 UND 10 602 DES ADR ÜBER
DIE BEFÖRDERUNG VON 1-CHLOR-

1,2,2,2-TETRAFLUORETHAN (R 124)

1. Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2200 (1) und 2201 Anlage A des ADR, der
Rn. 211 210 des Anhangs B.1a sowie der
Rn. 212 210 der Anlage B.1b wird 1-Chlor-
1,1,1,2-Tetrafluorethan (R 124), als Stoff der
Klasse 2, Ziffer 3 a), des ADR zur Beförderung
zugelassen in:

— Flaschen gemäß Rn. 2212, Abs. 1 a),
— Gefäßen gemäß Rn. 2212, Abs. 1 b),
— Tanks gemäß Rn. 2212, Abs. 1 c) und

Anhängen B.1a und B.1b.
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2. Sonstige Vorschriften

Hinsichtlich Bau, Ausrüstung, Prüfungen, Kenn-
zeichnung und Verwendung müssen

— die Flaschen und Gefäße den Vorschriften der
Rn. 2202 und 2220,

— die Tankcontainer den Vorschriften des
Anhangs B. 1b und

— die Tankfahrzeuge den Vorschriften des
Anhangs B.1a

entsprechen, die für Stoffe der Klasse 2, Ziffer 3 a),
gelten.

Die erstmaligen Prüfungen und die wiederkeh-
renden Prüfungen müssen bei einem Überdruck von
mindestens

— 1,2 MPa (12 bar) für Flaschen, Gefäße und
Tanks mit einem Durchmesser von nicht mehr
als 1,5 m,

— 1,1 MPa (11 bar) für Tanks mit einem
Durchmesser von über 1,5 m ohne wärmeiso-
lierende Schutzeinrichtung,

— 1 MPa (10 bar) für Tanks mit einem
Durchmesser von höchstens 1,5 m mit wärme-
isolierender Schutzeinrichtung

durchgeführt werden.

Der Füllungsgrad der Tanks, Behälter und
Flaschen darf 1,2 kg je Liter Fassungsraum nicht
übersteigen.

Das Einfüllen des Stoffes darf nur in trockenem
Zustand in trockene Behälter erfolgen.

Die Tanks, Gefäße und Flaschen müssen aus
Werkstoffen hergestellt sein, die keine Hauptlegie-
rungsanteile enthalten, deren Elemente mit dem zu
befördernden Stoff nicht kompatibel sind, insbeson-
dere Alkalimetalle und Erdalkalimetalle.

Die Kennzeichnung, die gemäß Rn. 10 500 des
ADR an jedem Tankfahrzeug oder Tankcontainer
mit einem Fassungsvermögen von mehr als 3 000 1
anzubringen ist, muß folgende Kennzeichnungs-
nummern tragen:

— 20 für die Kennzeichnung der Gefahr,
— 1021 für die Kennzeichnung des Stoffes.

Außerdem sind alle übrigen Vorschriften des
ADR betreffend Stoffe der Klasse 2, Ziffer 3 a),
einzuhalten.

3. Vermerke im Beförderungspapier

Der Beförderer hat im Beförderungspapier
folgenden Vermerk anzubringen: „1-Chlor-
1,2,2,2-Tetrafluorethan, Klasse 2, Ziffer 3 a),
ADR."

Außerdem ist im Beförderungspapier folgender
Vermerk aufzunehmen: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 2010 und 10 602 des ADR."
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4. Gültigkeit

Diese Vereinbarung gilt bis auf Widerruf im
Verkehr zwischen Italien und Österreich ab dem
Datum der zweiten Unterschrift.

Rom, am 8. Jänner 1992

Die für das ADR zuständige Behörde Italiens:
Roscetti

Wien, am 30. März 1992
Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft

und Verkehr der Republik Österreich :
Kafka

Vranitzky

223.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DEM VERKEHRSMINISTER
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCH-
LAND UND DEM BUNDESMINISTER
FÜR ÖFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND
VERKEHR DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH NACH RN. 10 602 DES ADR
ÜBER DIE BEFÖRDERUNG VON
STAUBFÖRMIGEN ODER KÖRNIGEN
STOFFEN IN TANKS MIT UNTENENT-
LEERUNG UND NUR EINEM AUSLAUF-
STUTZEN MIT ABSPERREINRICH-

TUNG

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 211 131 der Anlage B — Anhang B.1 a — und
Rn. 212 131 der Anlage B — Anhang B.1 b — des
ADR dürfen Tanks für staubförmige oder körnige
Stoffe anstelle der zwei hintereinanderliegenden,
voneinander unabhängigen Verschlüsse als Unten-
entleerung einen außen angebrachten Auslaufstut-
zen mit Absperreinrichtung haben, der aus verfor-
mungsfähigem metallenen Werkstoff gebaut ist.

(2) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und Österreich bis auf
Widerruf durch eine der Vertragsparteien, längstens
jedoch bis zum 31. Dezember 1992.
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Wien, den 30. März 1992
Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft

und Verkehr der Republik Österreich:
Kafka

Bonn, den 10. Februar 1992
Die für das ADR zuständige Behörde der

Bundesrepublik Deutschland:
Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:

Hoffmann

Vranitzky


